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Sachgebiet 801 

Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß, Weigl und Genossen 


betr. Mitbestimmung in Unternehmungen der öffent- 
lichen Hand 


Am 10. Juli 1970 hat der Deutsche Gewerkschaftsbund in seinem 
Zentral-Organ „Welt der Arbeit" unter der Überschrift „Wies- 
baden zeigt den Weg zur Mitbestimmung" u. a. folgendes er- 
klärt: 

„Dort, wo die positiv zur qualifizierten Mitbestimmung stehen- 
den Kräfte politische Macht ausüben, muß es möglich sein, auch 
bereits vor einem Gesetzgebungsakt des Bundestages die Aus- 
dehnung der Mitbestimmung ganz oder teilweise zu verwirkli- 
chen. Hier stehen in erster Linie die wirtschaftlichen Unterneh- 
men der Gemeinden des Versorgungs- und Verkehrssektors 
und sonstiger Dienstleistungsbereiche zur Diskussion, deren 
Anteile sich ausschließlich oder überwiegend in kommunaler 
Hand befinden. Auch die weiteren Unternehmen, in denen die 
öffentliche Hand die Hauptanteile besitzt, wie z. B. verschie- 
dene Großerzeuger auf dem Gebiet der Elektrizitäts-, Wasser- 
und Gasversorgung, die Flughafengesellschaften und nicht zu- 
letzt die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bundespost 
dürfen dabei nicht vergessen werden. Auch das Großunterneh- 
men Deutsche Lufthansa müßte in diese Überlegungen einbe- 
zogen werden." 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. In welchen Unternehmen der oben näher bezeichneten Be- 
reiche wurde bis heute die qualifizierte Mitbestimmung ein- 
geführt? 

2. Wurde bei der Einführung der qualifizierten Mitbestimmung 
in allen Fällen das sogenannte Wiesbadener Modell ange- 
wandt, das die „Welt der Arbeit" in der Ausgabe vom 
10. Juli 1970 wie folgt beschreibt: 

„Ohne durch die gesetzlichen Vorschriften des Aktienrechts 
behindert zu werden, hat man in Wiesbaden zunächst einen 
Weg gefunden, um eine paritätische Besetzung des Auf- 
sichtsrates durch Vertreter der Anteilseigner und der Arbeit- 
nehmer vornehmen zu können. Dazu war lediglich erforder- 
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lieh, daß die Stadt Wiesbaden als Aktionär des Betriebes 
sich bereit erklärt hat, durch die Hauptversammlung Aktio- 
närsvertreter abzuberufen und die freiwerdenden Sitze über 
das gesetzliche Drittel nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
hinaus mit Arbeitnehmervertretern zu besetzen. Diese zu- 
sätzlichen Vertreter der Arbeitnehmer werden durch die 
politisch verantwortlichen Organe der Stadt der Haupt- 
versammlung zur Wahl vorgeschlagen. Unbeschadet ihrer 
Rechtstellung kann kein Zweifel daran bestehen, daß sie 
faktisch als Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat fungieren 
und somit auf diesem Wege dessen paritätische Besetzung 
erreicht worden ist." 

3. Sind diese und weitere Aufforderungen zur Umgehung be- 
stehender Gesetze und zur Einschränkung der Rechte des 
Deutschen Bundestages nach Auffassung der Bundesregie- 
rung mit den Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit noch verein- 
bar? 

4. Nach welchem Wahlverfahren wurden die „zusätzlichen 
Vertreter der Arbeitnehmer" in den Aufsichtsräten (siehe 
Frage 1) bestimmt? 

5. Wie viele betriebliche bzw. außerbetriebliche Vertreter des 
sogenannten Arbeitnehmerinteresses wurden nach der Ein- 
führung der qualifizierten Mitbestimmung (siehe Frage 1) 
als Aufsichtsräte in den einzelnen kommunalen Unterneh- 
men tätig? 

6. Ist ein Beschluß des Stadtrates von Nürnberg vom 30. Sep- 
tember 1970, der die Vertreter der Stadt Nürnberg in der 
Gesellschaftsversammlung der Städtischen Werke Nürnberg 
GmbH ermächtigt, für Personal- und Sozialfragen einen 
eigenen Geschäftsführer zu bestellen, dessen Bestellung nicht 
gegen die Stimmen der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat er- 
folgen kann, als gesetzeskonform anzusehen? 

7. Sind der Bundesregierung Tarifvertragsabschlüsse bekannt, 
die eine Erweiterung der Beteiligungsrechte des Betriebs- 
rates über das zur Zeit geltende Betriebsverfassungsgesetz 
hinaus beinhalten? 

8. a) Teilt die Bundesregierung die allgemeine Rechtsauf- 

fassung, daß die Bestimmungen des Aktiengesetzes und 
des Betriebsverfassungsgesetzes über die Bestellung und 
Zusammensetzung des Aufsichtsrates zwingender Natur 
sind und deshalb weder durch Tarifvertrag oder Betriebs- 
vereinbarung noch durch andere vertragliche Abreden 
abgeändert werden können? 

b) Läßt das Schweigen der Bundesregierung zur Mitbestim- 
mungsoffensive der Gewerkschaft OTV darauf schließen, 
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daß die im Vorgriff auf bundesrechtliche Lösungen er- 
folgte Einschränkung der Rechte kommunaier Vertretun- 
gen nicht mehr rückgängig gemacht werden soll? 

c) Trifft es zu, daß die Bundesregierung durch ein Bundes- 
gesetz die vom Landtag in Nordrhein-Westfalen einge- 
führte Mitbestimmung im Sparkassenbereich bundesein- 
heitlich regeln will? 

d) Kann die Bundesregierung ihre Vorstellungen von einem 
funktionsgerechten Ausbau der Mitbestimmung in Unter- 
nehmen der öffentlichen Hand präzise darstellen? 


Bonn, den 21. Januar 1971 
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